
schaftlichen Bemühungen zur Erhöhung der Verkehrs­
sicherheit entgegengewirkt worden.
Der folgenschwere Unfall, den nach den getroffenen 
Sachverhaltsfeststellungen weder der Lkw-Fahrer 
noch die Pkw-Fahrerin verhindern konnten, hat sich 
ereignet, weil die Angeklagte den Radweg pflichtwidrig 
verlassen und sich auf die Hauptstraße begeben hat, sie 
hier ohne Rücklicht gefahren ist und dabei nicht die 
äußerste rechte Seite der Fahrbahn eingehalten hat. 
Dieses Gesamtverhalten stellt sich als ein einheitlicher 
Lebensvorgang dar, der nicht mechanisch zergliedert 
und künstlich isoliert werden kann, sondern aus dem 
sich schon allgemein bei zusammenhängender Betrach­
tung ergibt, daß diese drei Faktoren unmittelbar in 
wechselseitiger Abhängigkeit zu dem schweren Un­
fall beigetragen haben. Schon deshalb war es seitens 
des Bezirksgerichts verfehlt, das Nichtbenutzen des 
Radweges durch die Angeklagte als bloße Randerschei­
nung abzutun, den technischen Ausfall der Schluß­
leuchten als die eigentliche und alleinige Unfallursache 
zu charakterisieren und die Tatsache, daß die Ange­
klagte einen Meter von der äußersten rechten Fahr­
bahnseite entfernt gefahren ist und insoweit dem § 30 
Abs. 1 Satz 2 StVO zuwidergehandelt hat, völlig außer 
Betracht zu lassen.

Dieser enge Zusammenhang der in dem Verhalten der 
Angeklagten liegenden Unfallfaktoren ergibt sich aber 
vor allem angesichts der am Tattag vorherrschenden 
konkreten Verkehrs- und Witterungsbedingungen:

a) Die Angeklagte war verpflichtet, den vorhandenen 
Radweg zu benutzen (§ 30 StVO). In diesem Zusammen­
hang weist das Bezirksgericht zwar richtig darauf hin, 
daß unter besonders erschwerten Bedingungen ein Ver­
lassen des Radweges einmal gestattet sein kann, so 
wenn z. B. dem Radfahrer die Benutzung eines sehr 
schmalen Radweges bei völlig aufgeweichter und lehm- 
haltiger Oberfläche nicht zuzumuten wäre. Regenpfüt­
zen allein vermögen indes ein solches Verhalten — wie 
im vorliegenden Fall — im allgemeinen ebensowenig 
zu rechtfertigen wie das von der Angeklagten zusätz­
lich angegebene Motiv, sie habe eine Erkältungskrank­
heit verhindern wollen; denn Radwege sind Wege, die 
nicht nur bei Trockenheit und Tageslicht, sondern auch 
bei weniger günstigen Bedingungen befahren werden 
müssen. Hierauf kann sich ein Radfahrer z. B. durch 
entsprechende Schutzkleidung einstellen, oder er muß 
notfalls auch einmal absteigen.

Mithin ergibt sich, daß in dem Abweichen vom Radweg 
im Hinblick auf das spätere Unfallgeschehen ein erster 
entscheidender Pflichtverstoß durch die Angeklagte be­
gangen wurde.

b) Daß die Angeklagte für den Ausfall der Schluß­
leuchte ihres Fahrrades infolge eines Defekts der 
Lampe, dessen genauer Zeitpunkt sich nicht mehr be­
stimmen läßt, nicht verantwortlich gemacht wurde, ist 
nicht zu beanstanden. Dennoch kann nicht übersehen 
werden, daß sich in ihrem Verhalten eine leichtfer­
tige Einstellung zu ihren Pflichten nach § 80 StVZO 
(Beleuchtung an Fahrrädern) ergibt. Nicht nur, daß sie 
sich vor Antritt der Fahrt nicht ausreichend über die 
Funktionstüchtigkeit ihrer Lichtanlage informierte, 
wechselte sie auf die Fahrbahn über, obwohl sie bereits 
vorher an der Lichtstärke ihres Scheinwerfers erkannt 
hatte, daß dieser infolge Rutschens des Dynamos am 
nassen Fahrradreifen und einer dadurch bedingten ge­
ringen Energieerzeugung nur unzulänglich und 
schwach brannte. Das hätte aber für sie wenigstens 
Veranlassung sein müssen, sich auch davon zu über­
zeugen, welche Auswirkungen dies auf das Rücklicht 
hatte.

Wenn auch zugunsten der Angeklagten angenommen 
werden muß, keine konkrete Kenntnis von dem völli­
gen Ausfall ihrer Schlußleuchte gehabt zu haben, so 
liegt ein Pflichtverstoß dennoch insoweit vor, als sie 
trotz Vorhandenseins eines Radweges eine stark be­
fahrene Fahrbahn mit zumindest unzulänglicher 
Schlußbeleuchtung befuhr.
c) Schließlich war es angesichts der konkreten Ver­
kehrssituation auch nicht statthaft, einen Meter von 
der rechten Fahrbahnseite entfernt zu fahren. Eine 
solche Fahrweise widerspricht der in § 30 Abs. 1 Satz 2 
StVO enthaltenen Forderung, als Radfahrer die 
äußerste rechte Fahrbahnseite einzuhalten. Dieser zu 
große Abstand war offensichtlich für den nachfolgen­
den Lkw-Fahrer auch der Grund, nicht zu überholen, 
weil dies mit Rücksicht auf die Fahrbahnbreite, die 
Breite seines Fahrzeugs, wegen des Gegenverkehrs und 
der erschwerten Bedingungen des Fahrens bei Licht 
tatsächlich riskant war.
Aus alledem ergibt sich, daß durch eine Reihe unmit­
telbarer, in Beziehung zu dem Unfallgeschehen stehen­
der Rechtspflichtverletzungen seitens der Angeklagten 
der Unfall verursacht wurde, für den sie strafrechtlich 
verantwortlich ist.

§§ 150 Abs. 1, 61 StGB.
1. Bei sexuellem Mißbrauch zur Erziehung anvertrau­
ter Jugendlicher bestimmt die gesellschaftliche Stellung 
des Täters bereits als Tatbestandsmerkmal des § 150 
StGB den Strafrahmen; sie darf nicht nochmals bei 
der Bestimmung der Strafgröße straferschwerend be­
rücksichtigt werden.
2. An Hand der Bewertung aller Tatumstände sind das 
Ausmaß der objektiven Gesellschaftsschädlichkeit der 
Straftat (hier: sexueller Mißbrauch Jugendlicher nach 
§ 150 Abs. 1 StGB) und der Grad der subjektiven Miß­
achtung der sozialen Anforderungen durch den An­
geklagten sowie ihre Wechselwirkungen gemäß § 61 
StGB zu bestimmen, um, von der so festgestellten 
Schwere der Straftat ausgehend, auch die Umstände 
aus dem Persönlichkeitsbereich des Täters richtig ein­
schätzen zu können.
BG Leipzig, Urt. vom 28. Mai 1970 — 00 3 BSB 141/70.

Das Kreisgericht hat den Angeklagten wegen sexuellen 
Mißbrauchs eines 14jährigen Mädchens (Vergehen ge­
mäß § 150 Abs. 1 StBG) zu einer Freiheitsstrafe von 
1 Jahr und 3 Monaten verurteilt und ihm für die Dauer 
von 5 Jahren die Ausübung seiner Tätigkeit als Lehrer 
untersagt.
Gegen diese Entscheidung richtet sich die Berufung 
des Angeklagten, mit der er eine Verurteilung auf Be­
währung erstrebt. Die Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Die Verteidigung hat bei dem Antrag auf Ausspruch 
einer Verurteilung auf Bewährung ungerechtfertigt 
allein die Persönlichkeit des Angeklagten hervorgehd- 
ben und einige positive Umstände der Täterpersönlich­
keit wie insbesondere die gute fachliche und gesell­
schaftliche Arbeit, die der Angeklagte in der Vergan­
genheit geleistet hat, isoliert betrachtet. Dabei hat sie 
aber völlig den Charakter und die Schwere der vom 
Angeklagten begangenen Straftat übersehen. Das Kreis­
gericht hat die Persönlichkeit des Angeklagten dagegen 
richtig in den konkreten, aktuellen gesellschaftlichen 
Zusammenhang der Tatbegehung eingeordnet und da­
bei die Schwere der sexuellen Mißbrauchshandlung, 
also ihre objektive Schädlichkeit, sowie den Grad der 
Schuld des Angeklagten zutreffend gemäß § 61 Abs. 2 
StGB als die entscheidende Grundlage für die Strafzu-
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